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KURZ KOMMENTIERT
Interzonenhandel

Zahlungsschwierigkeiten kaum zu 
erwarten
Das Handelsvolumen zwischen der BRD und der 
DDR stieg 1971 um ca. 15%  auf rd. 5,2 IVlrd. VE; 
die Bundesrepubiil< l<onnte auf der Lieferseite 
eine Steigerung von 5 % , die DDR eine von 26%  
auf jeweils 2,6 Mrd. VE realisieren. In diesem 
Betrag sind jedoch Kommissionswaren im Werte 
von 170 Mill. DM, die die BRD schon 1969/70 
lieferte, und Vergütungen der postalischen Lei
stungen der DDR in Höhe von 250 Mill. DM ent
halten. Damit wurde das Gesamtvolumen verrech
nungstechnisch bedingt aufgebläht.
Die Aussichten auf eine weitere Ausdehnung des 
innerdeutschen Handels im laufenden Jahr sind 
nicht ungünstig. Denn die SED-Führung will ge
mäß ihrem Wirtschaftsprogramm das inländische 
Konsumgüterangebot erweitern. Dies wird aber 
zu steigenden Einfuhren aus der BRD führen, da 
die DDR-Führung eine Reduzierung der Einfuhren 
an dringend benötigten Investitionsgütern aus der 
BRD nicht zulassen wird. Unsicher ist jedoch, ob 
die DDR ihre Lieferungen in die BRD entsprechend 
den Bezügen ausdehnen kann.
Eine Stagnation oder gar Reduzierung des inner
deutschen Handels aufgrund von Zahlungsschwie
rigkeiten ist allerdings kaum zu erwarten, wenn 
auch relativ komplizierte Finanzierungsverhand
lungen bei einzelnen Abschlüssen nicht auszu
schließen sind. Der DDR steht nämlich 1972 eine 
zinslose Kreditlinie -  die 1971 einen Swing in 
Höhe von rd. 40 Mill. VE ermöglichte — für ca. 
600 Mill. VE zur Verfügung. Darüber hinaus dürf
ten etwaige zusätzliche Verpflichtungen der BRD 
im Rahmen des Verkehrsabkommens den Zah
lungsspielraum der DDR erhöhen. Eine dann noch 
mögliche Finanzierungslücke — der kumulierte 
Aktivsaldo zugunsten der BRD sank von 1,3 Mrd. 
DM Ende 1970 auf 1,1 Mrd. DM Ende 1971 -  
dürfte durch eine Ausdehnung des Kreditvolumens 
geschlossen werden. bk

Großbritannien

Ein neuer Anlauf
Das Heer von 1 Mill. Arbeitslosen ist der sinn
fälligste Hinweis auf die Stelle, an der die Regie
rung in Großbritannien, dem „Musterland der 
Stagflation“, der Schuh am meisten drückt. Denn 
trotz eines stark expansiven Budgets im ver
gangenen Jahr hatte sich das außerordentlich 
geringe gesamtwirtschaftliche Wachstum nur wenig 
beschleunigt und die Unterbeschäftigung weiter 
zugenommen. Kein Wunder also, daß das dies
jährige Budget, das im vergangenen Monat

bekanntgegeben wurde, noch expansiver ausge
richtet ist als das von 1971. Durch eine Steuer
erleichterung um 1,2 Mrd. £  im Budgetjahr 72/73 
soll das wirtschaftliche Wachstum auf 5 %  hinauf
geschraubt werden — eine Rate, die die bisherige 
Tendenz steigender Unterbeschäftigung zur Um
kehr bringen soll.
Wenngleich die Regierung verbal nicht mehr den
-  im Vorjahr mehr oder weniger fehlgeschlage
nen — Versuch unternimmt, einen konsuminduzier
ten Aufschwung herbeizuführen, hat sie dem 
privaten Verbrauch dennoch wiederum eine tra
gende Rolle zugedacht. Etwa drei Viertel der ge
samten Steuererleichterung entfallen auf eine 
Minderung der Einkommensteuer. Zugleich aber 
sollen die Investitionen mit Hilfe einer massiven 
Ankurbelung sogar stärker als das Bruttosozial
produkt zunehmen. Ob jedoch die Einführung 
einer völlig freien Abschreibung, die in den west
lichen Industrieländern beispiellos ist, die relativ 
niedrige Investitionsquote kurzfristig anheben 
wird, ist angesichts der niedrigen Kapazitätsaus
lastung zu bezweifeln.
Sollten jedoch die wachstumspolitischen Absichten 
in Erfüllung gehen, dürften sich sehr schnell neue 
wirtschaftspolitische Probleme einstellen. Dies gilt 
insbesondere für die Preisentwicklung. Zwar haben 
sich die Teuerungsraten in den letzten Monaten 
reduziert, doch ist der Anstieg der Verbraucher
preise mit 8,1 %  im Februar (Vorjahresvergleich) 
immer noch sehr hoch. Ebenso verharren die Zu
wachsraten der Löhne und Gehälter trotz der 
großen Arbeitslosigkeit auf einem hohen, nicht 
stabilitätskonformen Niveau. Bei abnehmender 
Unterbeschäftigung dürften aber die Lohnforde
rungen noch stärker zunehmen. Ein weiterhin über 
dem internationalen Inflationstrend liegender Preis
anstieg zusammen mit einer konjunkturellen Ex
pansion aber wird die Zahlungsbilanz allmählich 
wieder zum Problem werden lassen. wt

Kairo  — Bonn

Normalisierung der Beziehungen
S eit dem 30. März 1972 bestehen nach fast 
siebenjähriger Unterbrechung wieder diploma
tische Beziehungen zwischen dem Libanon und 
der Bundesrepublik Deutschland. Weiterhin scheint 
eine Normalisierung des Verhältnisses Kairo- 
Bonn bevorzustehen. Vorausgegangen war der 
Beschluß der Arabischen Liga vom 11. März, ihren 
Mitgliedstaaten die Wiederaufnahme der Bezie
hungen freizustellen.
Diese Annäherung zwischen der arabischen Welt 
und der Bundesrepublik beruht von seiten der 
arabischen Staaten sowohl auf politischen als 
auch auf wirtschaftlichen Überlegungen. Wenn
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man beim Libanon als traditionell prowestlichem 
Staat noch ein ausgewogenes Verhältnis zwischen 
den politischen und wirtschaftlichen iVlotiven 
unterstellen kann, so dürften bei den ägyptischen 
PoütiI<ern die wirtschaftlichen Interessen stark 
dominieren. Denn der Israelkrieg und die perma
nente Kriegsbereitschaft haben die wirtschaftliche 
Entwicklung dieses Landes sehr gehemmt. Sicht
bares Zeichen dafür sind u. a. das Umschuldungs
abkommen von 1967 und das Wirtschaftsprotokoll 
von 1970, das die Rückzahlung der deutschen 
Kredite stundet.
Aber auch die Durchführung dieser Abkommen 
stößt auf Schwierigkeiten, und neue Verhandlun
gen stehen bevor. Von einer Verbesserung des 
politischen Klimas verspricht sich Kairo nicht nur 
eine positive Beeinflussung dieser Verhandlungen, 
sondern darüber hinaus auch die Gewährung 
neuer Kredite. Gedacht wird dabei vor allem an 
die Finanzierung eines 120 km langen Bewässe
rungskanals. Da Bonn auch bei der Wiederauf
nahme diplomatischer Beziehungen mit anderen 
Staaten nicht „kleinlich“ war, dürfte eine Ablehnung 
dieser Wünsche Kairos schwierig sein. Nicht zu
letzt auch deshalb, weil man sich davon in Bonn 
eine -  wenn auch bescheidene — Eindämmung 
des politischen Einflusses der DDR verspricht fa

Asien

Lohnendes Geschäft für Banken
Mit Gründung der Europäisch-Asiatischen Bank 
(EAB), Hamburg, hat sich — ebenso wie eine 
Gruppe deutscher Landesbanken/Girozentralen 
mit der Asien-Pazifik-Bank AG, Hamburg -  die 
European Banks International Company SA (EBIC) 
Startlöcher für das Asiengeschäft geschaffen. 
Selbst erst Ende 1970 durch die Amsterdam-Rot
terdam-, Deutsche-, Midland Bank und die Société 
Générale des Banques ins Leben gerufen, setzt 
diese Gruppe ihre Bemühungen um eine Euro- 
päisierung ihrer weltweiten Auslandsbeziehungen, 
hier speziell jener in Asien, fort.
Reizvolle Aufgaben ergeben sich für Banken vor 
allem durch die Umstrukturierung der Weltwirt
schaft, bei der der Außenhandel in steigendem 
Maße durch Produktionen im Ausland ersetzt wird. 
Diese Entwicklung macht sich, wenn auch vorerst 
zögernder als in anderen Regionen, auch in Asien 
bemerkbar. So stieg der Bestand deutscher Direkt
investitionen in Asien von 150,4 Mill. (1961) auf 
560,8 Mill. DM (1970), und der Nettobestand der 
britischen Direktinvestitionen erhöhte sich in dieser 
Region von 3,9 Mrd. (1960) auf 5,4 Mrd. DM (1969). 
Aber auch die Exportströme zwischen Asien und 
Europa sind gewachsen. Von 1965 bis 1970 stiegen 
die zusammengefaßten Exporte der EWG und 
EFTA nach Asien (ohne Staatshandelsländer) von
17,7 Mrd. DM auf 27,1 Mrd. DM, während sich

umgekehrt die Exporte Asiens nach Ländern der 
EWG und EFTA sogar von 19,3 Mrd. auf 30,1 Mrd. 
DM erhöhten.
Durch diese zunehmende Aktivität im asiatischen 
Raum ergibt sich für die EAB neben der traditio
nellen Exportfinanzierung auch die Aufgabe der 
Betreuung der internationalen Unternehmen in 
Fragen ihrer Kredit-, Devisen- und Liquiditätspoli
tik im Ausland. Geht man nicht nur vom Potential, 
sondern auch von der Erfahrung der hinter dieser 
Bank stehenden Institute aus, so darf man mit 
einem ausgezeichneten Bankservice für den asia
tischen Raum rechnen. rmb

Mehrwertsteuer

Abbau des Grenzausgleichs
Nach einem Beschluß der EWG-Agrarminister 
werden die Grenzausgleichsabgaben für Agrar
erzeugnisse, die im letzten Jahr nach Freigabe 
der Wechselkurse eingeführt wurden, stufenweise 
abgebaut. Gleichzeitig sind jedoch nach dem Be
schluß nationale Maßnahmen zum Ausgleich der 
sonst drohenden Einkommensverluste für die 
Landwirtschaft erlaubt.
Die Bundesregierung plant nun, der Landwirt
schaft, deren Mehrwertsteuerlast unverändert blei
ben soll, durch eine Erhöhung des Mehrwertsteuer
satzes für Lebensmittel auf der Erzeugerstufe den 
erforderlichen Ausgleich zukommen zu lassen. Da 
die folgenden Verarbeitungs- und Handelsstufen 
die erhöhte Mehrwertsteuer jedoch als Vorsteuer- 
belastung bei der Bemessung ihrer Steuer ab
setzen können, entsteht beim Fiskus ein Ein
nahmeausfall. Er soll durch eine Anhebung des 
Mehrwertsteuersatzes auf der Endverbraucher
stufe von zur Zeit 5 ,5%  auf 6 “/o oder 6 ,5%  
kompensiert werden.
In stabilitätspolitischer Hinsicht wird die Mehr
wertsteuererhöhung die Bestrebungen der Bun
desregierung nach mehr Preisstabilität unterlau
fen. Denn es ist keineswegs zu erwarten, daß die 
möglichen Preissenkungen bei Agrarimporten und 
die gleichzeitige Steuererhöhung einander aus- 
gleichen werden. Des weiteren wird die Anhebung 
dieser indirekten Steuer einkommensschwache Be
völkerungskreise vergleichsweise stärker als eine 
Erhöhung direkter Steuern belasten, wenn deren 
Oberwälzung nicht gelingt
Die jetzt geplante Maßnahme der Bundesregierung 
ist jedoch auch als ein Indiz dafür zu werten, 
langfristig eine Steuerharmonisierung innerhalb 
der EWG zu erleichtern. Denn ein wesentlicher 
Beitrag der Bundesrepublik wird darin bestehen, 
zu dieser Harmonisierung die gegenwärtigen 
Mehrwertsteuersätze fühlbar anzuheben, was viel
leicht schon im Zusammenhang mit der geplanten 
Steuerreform der Fall sein könnte. jj
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